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Urteil angefochten und die Berufung kann nur darauf ge­
stützt werden, daß eine Einigung nicht Vorgelegen habe oder 
daß sie den Grundsätzen des sozialistischen Rechts wider­
spreche.* 1

Es obliegt den Gerichten, die Prozeßparteien über diese 
Folgen eingehend zu belehren.

Die Besonderheiten des § 46 Abs. 4 ZPO bringen zumeist 
keine Probleme mit sich, wenn den Prozeßparteien bis zur 
Bestätigung der Einigung im Urteil noch ein gewisser Zeit­
raum bleibt, dieSe nochmals zu überdenken und ggf. anhand 
des Verhandlungsprotokolls zu uberprüfen. In der Praxis 
kommt es jedoch nicht selten vor, daß das bestätigende Ur­
teil unmittelbar im Anschluß an die mündliche Verhandlung 
verkündet wird, in der die Einigung geschlossen wurde. In 
solchen Fällen ist eine Widerrufsfrist faktisch ausgeschlossen 
und eine Berufung nur noch unter den im Gesetz genannten 
einschränkenden Bedingungen möglich.

In solchen Situationen kann es aus der Sicht der Prozeß­
parteien vorteilhafter sein, auf den Abschluß einer Einigung 
zu verzichten und die Entscheidung dem Gericht zu überlas­
sen, weil gegen diese ohne Einschränkungen Berufung ein­
gelegt werden kann. Für die Prozeßparteien ergeben sich 
dann allerdings höhere Gerichtskosten. Es besteht also im 
Prinzip nur die Möglichkeit, "entweder eine gerichtliche Eini­
gung abzuschließen, die unmittelbar nach Abschluß verbind­
lich wird, oder eine gerichtliche Entscheidung zu verlangen, 
um ggf. dagegen innerhalb der Rechtsmittelfrist Vorgehen zu 
können.

Uber diese Konsequenzen müssen die Prozeßparteien 
ebenfalls belehrt werden.

Es wäre m. E. prüfenswert, de lege ferenda auf die ein­
schränkende Bestimmung des §46 Abs. 4 Satz 3 ZPO zu ver­

zichten und damit eine uneingeschränkte Berufungsmöglich­
keit gegen die gerichtliche Einigung vorzusehen. Man könnte 
einwenden, daß die Ehegatten ja an eine außergerichtliche 
Einigung auch gebunden sind und eine Aufhebung nur unter 
den Bedingungen der §§ 66 Abs. 2, 68 oder 70 ZGB möglich ist. 
Jedoch wird bei einer außergerichtlichen Einigung grundsätz­
lich davon auszugehen sein, daß sich die Ehegatten ausrei­
chend Zeit nehmen können, die beiderseitig vorgeschlagenen 
Lösungen zu überdenken, ehe sie endgültig eine Vereinba­
rung abschließen.

Nicht selten wird bei übereinstimmendem Willen zur Ehe­
scheidung bereits vor Klageeinreichung z. B. über die Tei­
lung des gemeinschaftlichen Eigentums und Vermögens ge­
sprochen und versucht, eine Klärung herbeizuführen. Erst 
dann, wenn keine außergerichtliche Einigung zustande 
kommt, erwarten die Prozeßparteien bei entsprechender An­
tragstellung, daß das Gericht den Grundsätzen des Familien­
rechts entsprechende Einigungsmöglichkeiten vorschlägt. 
Hieraus ergibt sich jedoch u. U. für sie eine neue Situation, 
der sie unter dem Eindruck der gerichtlichen Verhandlung 
Rechnung tragen, ohne Gelegenheit zu haben, die unter 
diesen Voraussetzungen geschlossene Einigung nochmals 
daraufhin zu überprüfen, ob ihre Interessen ausreichend be­
rücksichtigt wurden. Da es sich bei Einigungen im Eheschei­
dungsverfahren oft um Entscheidungen handelt, die einen 
nicht unbedeutenden Einfluß auf die weiteren Lebensver­
hältnisse der Prozeßparteien haben, ist der Wahrung der 
Rechte und Interessen der Prozeßparteien gerade auch in 
solchen Fällen besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden.

* Vgl. auch Zivilprozeßrecht, Lehrbuch, Berlin 1980, S.-255.

Erfahrungen aus der Praxis.
Rechtsverhältnisse am Erholungsgrundstück 
beim Tod des Nutzungsberechtigten
Stirbt ein Bürger, der einen Vertrag zur Nutzung einer Bo­
denfläche gemäß § 312 ZGB geschlossen hatte, so treten ins­
besondere dann rechtliche Fragen auf, wenn nah# Familien­
angehörige oder andere Erben vorhanden sind, die die Bo­
denfläche weiterhin nutzen wollen.1 Neben den erbrechtli­
chen Bestimmungen werden dabei auch Vertrags- und eigen­
tumsrechtliche Regelungen berührt. War der verstorbene 
Bürger als Kleingärtner oder Wochenendsiedler im Verband 
der Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter (VKSK) or­
ganisiert, sind außerdem die verbandsrechtlichen Vorschriften 
und die im Verband getroffenen Regelungen (Kleingarten­
ordnung, Statut der Sparte, andere Beschlüsse der Mitglie­
derversammlung) zu beachten.

In den §§ 312 bis 315 ZGB ist keine Aussage darüber ge­
troffen worden, welche rechtlichen Auswirkungen der Tod 
eines Vertragspartners, insbesondere des Nutzungsberechtig­
ten, auf den Bestand des Nutzungsverhältnisses (Bodennut­
zungsvertrag) hat.

Vertragliche Bodennutzungsverhältnisse außerhalb des VKSK

Wird die kleingärtnerische oder sonstige der persönlichen 
Bedürfnisbefriedigung dienende Bodennutzung a u ß e r ­
h a l b  des VKSK ausgeübt, geht nach übereinstimmenden 
Auffassungen2 beim Tode des Nutzungsberechtigten das ver­
tragliche Nutzungsrecht nach den allgemeinen Bestim­
mungen über das Erbrecht auf den Erben über3, es sei denn, 
daß im Nutzungsvertrag andere Abreden getroffen wurden.

Der entscheidende juristische Grund für den Übergang 
des vertraglichen Bodennutzungsrechts auf den Erben (außer­
halb des VKSK) ist m. E. darin zu sehen, daß es sich bei die­
ser Art subjektiven Rechts um ein Vermögensrecht handelt 
und grundsätzlich nicht höchstpersönlicher Natur ist. Als sol­
ches wird es ohne weiteres — da es zum Vermögensbestand 
des Erblassers gehört — vom Prinzip der Universalsukzession 
(Gesamtrechtsnachfolge) erfaßt. Erbrechtlich gesehen gehört 
das aus einem Nutzungsvertrag gemäß § 312 ZGB resultie­
rende Recht zum Nachlaß. Um den bodenrechtlich sehr wich­
tigen Unterschied zwischen einem persönlichen Eigentums­
recht und einem persönlichen Nutzungsrecht an einer Boden­
fläche bzw. an einem Grundstück nicht zu verwischen, sollte 
das persönliche Nutzungsrecht nicht als zum persönlichen

Eigentum(srecht) gehörig betrachtet, sondern als selbständi­
ges subjektives Recht des Bürgers anerkannt werden. Beim 
Ableben eines Bürgers, der auf der Grundlage eines Vertrags 
zur Bodennutzung berechtigt war, geht es aber nicht le­
diglich um den Übergang der individuellen Nutzungsberech­
tigung, sondern um die Rechtsnachfolge in den g e s a m t e n  
N utzungs vertrag.

Wenn beim Tode des Nutzungsberechtigten mehrere Er­
ben vorhanden sind, bilden bis zur Auseinandersetzung zwi­
schen den Miterben (§ 423 ZGB) sämtliche Erben hinsichtlich 
der Bodennutzungsberechtigung m. E. eine Nutzergemein­
schaft, und hinsichtlich der Baulichkeiten besteht gemäß 
§§ 313 Abs. 2 und 296 ZGB eine Eigentumsgemeinschaft (in 
Form des Gesamteigentums — § 42 Abs. 2 i. V. m. § 400 ZGB). 
In ihrer — erbrechtlichen — Verbundenheit sind die Vertrags­
partner des die Bodenfläche Überlassenden (Grundstücks­
eigentümer, Rechtsträger) und demzufolge Gesamtgläubiger 
und Gesamtschuldner gemäß § 433 ff. ZGB. Die (ungeteilte) 
Erbengemeinschaft ist der „Nutzungsberechtigte“ i. S. von 
§ 312 ff. ZGB und Eigentümer der Baulichkeit.

Die Erben sollten sich umgehend darüber einigen, wer 
von ihnen künftig die Nutzung des unter Vertrag stehenden 
Grundstücks übernimmt. Befindet sich auf dem Grundstück 
eine Baulichkeit, muß diese mit in die Erbauseinanderset­
zung einbezogen werden, wobei sicherzustellen ist, daß die 
Neugestaltung der Rechtsverhältnisse an der Baulichkeit mit 
der Abrede über die Fortführung des Bodennutzungsverhält­
nisses übereinstimmt. Die Übernahme der Bodenfläche in die 
Alleinnutzung eines der Erben erfordert die Begründung 
von Alleineigentum an der Baulichkeit für den betreffenden 
Erben. Hier ist u. a. darauf zu achten, daß die ordnungsge­
mäße Nutzung des Grundstücks gewährleistet wird und der 
Erbe, dem durch die Erbauseinandersetzung das vertragliche 
Nutzungsrecht übertragen wird, nicht bereits Nutzer eines 
Erholungsgrundstücks ist.

Sollen mehrere Miterben das Grundstück nutzen, ist die 
Baulichkeit in das gemeinschaftliche Eigentum aller nunmehr 
zur Nutzung Berechtigten zu geben.

1 Die Darlegungen dieses Beitrags berühren nicht das Gesetz über 
die Verleihung von Nutzungsrechten an volkseigenen Grund­
stücken vom 14. Dezember 1970 (GBl. I Nr. 24 S. 372).

2 Vgl. G. Hejhal/G. Janke, „Zur Rechtsprechung über Verträge zur 
Nutzung von Bodenflächen zur Erholung“, NJ 1981, Heft 10, S. 452 ff. 
(454 f.); G. Hildebrandt/G. Janke, „Die Rechtsprechung zum Erb­
recht“, NJ 1985, Heft 11, S. 441 ff. (S. 441 f.); siehe aber auch: zivil- 
recht, Lehrbuch, Teil 2, Berlin 1981, S. 238 ff.

3 Vgl. auch Zivilgesetzbuch, Kommentar, 2., korr. Aufl., Berlin 1985, 
Anm. zu § 313 (S. 365).


